
E. AUSBLICK
Und was ist nun vom neuen vierten Güterstand zu halten?
Angesichts der Möglichkeit der Rechtswahl in Art. 14 III
EGBGB und der Flexibilität, die das deutsche Recht Ehegat-
ten in § 1408 BGB im Hinblick auf die Regelung ihrer güter-
rechtlichen Verhältnisse gewährt, ist zweifelhaft, ob es der
Schaffung eines einheitlichen deutsch-französischen Güter-
stands aus praktischen Gründen aus deutscher Sicht wirklich
bedurfte. Zwar trifft es zu, dass das Problem des gespaltenen
Güterstands63 existiert. Die Frage ist aber, ob dieses Problem
wirklich so weitverbreitet und so schwerwiegend ist, dass es
die Schaffung eines vierten Güterstands forderte. Hin-
zukommt, dass es eine Weile dauern wird, bis sich der vierte
Güterstand im Rechtsbewusstsein der Deutschen und Franzo-
sen festsetzt. Und so besteht die Gefahr, dass der Güterstand
auf absehbare Zeit nicht der Erfolg wird, auf den der Gesetz-
geber zu hoffen scheint.64

Die Schaffung des vierten Güterstands ist aber aus einem
anderen Grund sehr begrüßenswert: Er fördert die europäi-
sche Rechtsvereinheitlichung. Deutschland und Frankreich
haben sich in der Vergangenheit immer wieder als der Motor
dieses Prozesses erwiesen, und so ist es nur konsequent, dass
gerade diese beiden Nationen erneut den ersten Schritt, dies-
mal auf dem Weg zu einem europäischen Familienrecht, tun.

Das Abkommen beweist, dass selbst Nationen mit unter-
schiedlichen Rechtstraditionen65 in der Lage sind, sich auf
einen gemeinsamen Grundbestand an Regeln zu einigen –
wenn sie nur wollen. Es bleibt zu hoffen, dass andere europäi-
sche Nationen von der opt in-Klausel des Art. 21 Gebrauch
machen; je häufiger das der Fall ist, desto greifbarer wird die
Vorstellung eines gemeinsamen europäischen Familienrechts.

63 Siehe oben unter A.II.
64 So hat auch Klippstein (FPR 2010, 510) die ersten Reaktionen auf das Abkommen

wahrgenommen. Es ist allerdings nicht ausgeschlossen, dass die Wahl-Zugewinn-
gemeinschaft aufgrund der mit ihr verbundenen größeren erbrechtlichen Freiheit
und ihrem Potential zur Verringerung von Pflichtteilsansprüchen als primär erb-
rechtliches Instrument begriffen und verwendet wird (angedeutet FPR 2010, 510
[515] bei Fn. 36 mwN).

65 Das französische Recht gehört zur Familie der napoleonischen Rechtsordnungen,
genauer: ist die Mutter aller Rechte, die heute zu dieser Familie gehören. Das sind 82
Rechtsordnungen (neben Frankreich im Wesentlichen die südeuropäischen Rechts-
ordnungen, fast alle zentral- und südamerikanischen Rechtsordnungen und viele
Rechtsordnungen in Afrika und dem Nahen Osten), denen 23% der Weltbevölke-
rung angehören. Deutschland gehört in die Familie der römisch-germanischen
Rechtsordnungen; sie zählt 31 Mitglieder (neben Deutschland im Wesentlichen die
Niederlande, Skandinavien, Österreich, Schweiz und Russland) und erfasst damit
etwa 11% der Weltbevölkerung. Zum Vergleich: Das amerikanische und das eng-
lische Common Law wird in 155 Rechtsordnungen angewendet (wobei bei dieser
Zählweise die Bundesstaaten der USA und die Bundesstaaten/Territorien Austra-
liens und die Provinzen/Territorien Kanadas einzeln gezählt werden) – damit unter-
liegen etwa 35% der Weltbevölkerung dem Common Law (Quelle: Wood, Law and
Practice of International Finance, Student Edition 2009, 17 ff., 29–36).
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& SACHVERHALT
Der in Münster lebende K möchte nach seiner Pensionierung die Welt bereisen. Er beschließt,
dass ein Wohnmobil „her muss“. Wie es der Zufall will, wird er wenige Tage später fündig:
Der in seiner Nachbarschaft wohnende V hat ein solches Fahrzeug auf einer nahe gelegenen
Wiese abgestellt und auf einem an der Seitenscheibe angebrachten Zettel mit seiner Handy-
nummer zum Verkauf angeboten. K ist Feuer und Flamme und vereinbart sogleich einen
Besichtigungstermin.

Während der Besichtigung erfährt K zufällig, dass V beruflich im 40 km entfernten Hamm
eine „Hobbywerkstatt“ betreibt, in der jedermann sein Fahrzeug im „do it yourself“-Prinzip
eigenhändig reparieren kann. Das schon betagte Wohnmobil aus dem Baujahr 1986 hatte V
selbst erst vor zweieinhalb Jahren gebraucht gekauft und in dieser Zeit ausschließlich privat
genutzt.

Bei näherer Betrachtung des Fahrzeugs wird K auf die gelbe „Umweltplakette“ (Feinstaub-
plakette Schadstoffgruppe Euro 3) an der Windschutzscheibe aufmerksam. Für K ist diese

* Der Verfasser Saenger ist Inhaber des Lehrstuhls für Bürgerliches, Zivilprozess- und Gesellschaftsrecht sowie Direktor des
Instituts für Internationales Wirtschaftsrecht an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster. Der Verfasser Wagner ist dort
wissenschaftliche Hilfskraft. Der Sachverhalt wurde im Sommersemester 2013 an der Universität Münster als Abschlussklausur
zur Vorlesung Schuldrecht I (Allgemeines Schuldrecht und Kaufrecht) gestellt. Der Ausgangsfall ist an das Urteil des BGH v.
13.3.2013 – VIII ZR 186/12, NJW 2013, 2107 angelehnt.
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Plakette durchaus von Bedeutung. Er plant nämlich, eine Reihe von Innenstädten zu besuchen.
Bereits sein nächstes Reiseziel liegt in einer Umweltzone, in der mindestens eine gelbe Plakette
benötigt wird. Von K, der von seinen Urlaubsplänen berichtet, auf die Plakette angesprochen,
erwidert V wahrheitsgemäß, diese sei schon am Fahrzeug gewesen, als er es erworben habe.
Gründe, warum das Wohnmobil diese nicht auch in Zukunft wieder bekommen sollte, seien
ihm jedenfalls nicht ersichtlich. Ob das Wohnmobil die für die Erteilung der Plakette erforder-
lichen Abgaswerte einhalte, könne er nicht sagen. Da das Fahrzeug die gelbe Plakette aber
bereits habe, gehe er davon aus, dass es diese auch wieder bekommen werde. Von den
Aussagen des V beruhigt, kauft K das Wohnmobil für 7.500 EUR. Dabei heißt es im Kauf-
vertrag unter anderem: „Für das Fahrzeug besteht keine Garantie.“

Die erste Fahrt mit seinem „neuen“ Wagen führt K zum Straßenverkehrsamt. Zu seiner
Überraschung erhält K jedoch bei der Ummeldung keine neue gelbe Plakette. Der Motor
erfüllt nämlich tatsächlich bei diesem Fahrzeugmodell gar keine Euro-Norm. Das Wohn-
mobil wird deshalb als „nicht schadstoffarm“ eingestuft. Der Motor lässt sich auch nicht
umrüsten. Da K aber ohne die Plakette nicht die gewünschten Urlaubsorte ansteuern darf, ist
er über seine Neuanschaffung keineswegs mehr glücklich. Erbost fordert er von V sein Geld
zurück.

Zu Recht?

ABWANDLUNG
Angenommen, V wusste von vornherein, dass die gelbe Plakette zu Unrecht erteilt wurde, weil
das Wohnmobil die Schadstoffnorm nicht erfüllt. Weiterhin angenommen, es gäbe inzwischen
doch eine technische Möglichkeit, durch einen Umbau die Euro-Norm zu erfüllen, was aber V
rigoros abgelehnt hätte. Nun begehrt K von V Ersatz der hierfür tatsächlich erforderlichen
Kosten von 800 EUR, obwohl es in dem Vertrag wie im Ausgangsfall heißt, dass „keine
Garantie“ besteht.

Zu Recht?

& LÖSUNG

A. AUSGANGSFALL

I. Rückzahlungsanspruch aus §§ 437 Nr. 2, 323 I, 326 V, 346 I BGB
K könnte gem. §§ 437 Nr. 2, 323 I, 326 V, 346 I BGB einen Anspruch auf Rückzahlung des
Kaufpreises in Höhe von 7.500 EUR gegen V haben.

1. Kaufvertrag
Die Parteien waren sich einig, dass V dem K gegen Zahlung von 7.500 EUR das Wohnmobil
übergeben und Eigentum daran verschaffen sollte. Anhaltspunkte für eine Unwirksamkeit des
nach §§ 145 ff. BGB geschlossenen Vertrags sind nicht ersichtlich. Deshalb liegt ein wirksamer
Kaufvertrag iSv § 433 BGB zwischen V und K vor.

Hinweis: Wegen des eindeutigen Sachverhalts sind nähere Ausführungen zum Vertragsschluss über-
flüssig und angesichts der Schwerpunktsetzung auch verfehlt. Teilweise gelang es den Studierenden
nicht, zwischen Wesentlichem und Unwesentlichem zu unterscheiden. Dies zeigte sich insbesondere,
wenn der Gutachtenstil bei problematischen Prüfungspunkten nicht konsequent eingehalten wurde und
Unproblematisches – wie die Frage, ob bereits das Abstellen des Wohnmobils samt Zettel mit Telefon-
nummer als verbindliches Angebot iSd § 145 BGB oder lediglich als unverbindliche invitatio ad offeren-
dum zu werten sei – zu ausführlich dargestellt wurde.

2. Mangelhaftigkeit
Das Bestehen von Gewährleistungsrechten des Käufers K setzt nach § 437 BGB voraus, dass
die Kaufsache Wohnmobil einen Mangel aufweist. In Betracht kommt hier allenfalls ein Sach-
mangel iSd § 434 BGB.

Hinweis: Die Prüfung der Mangelhaftigkeit der Sache ist ein Schwerpunkt der Klausur. Dabei ist
zwischen den verschiedenen Arten von Sachmängeln zu differenzieren (zum dreistufigen Prüfungsraster
Hk-BGB/Saenger, Handkommentar BGB, 7. Aufl. 2012, § 434 Rn. 7). Häufig wurde freilich zu abstrakt
argumentiert, ohne die konkreten Angaben des Sachverhalts zu würdigen.

a) § 434 I 1 BGB
Aus einem Umkehrschluss zu § 434 I 1 BGB folgt, dass eine Sache mangelhaft ist, wenn ihr

Wirksamer Kaufvertrag

Sachmangel

vereinbarte Beschaffenheit
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